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Allgemeinverfiigung

zur Regelung der Wahlwerbung in der Gemeinde
Révershagen

einschlieBlich der Ortsteile

Auf der Grundlage von § 22 des Stralen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG M-V) vom 13.01.1993, zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 14.05.2024 (GVOBI. M-V S. 154), § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrens-, Zustellungs-
und Vollstreckungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (VWVfG M-V) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 06.05.2020, § 21a des Landes- und
Kommunalwahlgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (LKWG M-V) sowie des Erlasses des
Ministeriums fur Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit Mecklenburg-Vorpommern zur
Lautsprecher- und Plakatwerbung aus Anlass von Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern vom
27. September 2022 ergeht folgende Allgemeinverfiigung.

l. Inhalt

Diese Allgemeinverfigung gilt nur flir Parteien, Wahlergruppen und Einzelbewerberinnen und
Einzelbewerber, die zu einer jeweiligen Wahl zugelassen sind oder einen zugelassenen
Wabhlvorschlag eingereicht haben.

Ein Rechtsanspruch auf Nutzung einer bestimmten offentlichen Verkehrsflache oder eines
bestimmten Abschnittes einer Wahlwerbeflache besteht nicht. Die Zuweisung erfolgt unter
Beachtung der Chancengleichheit nach MaRRgabe dieser Allgemeinverfiigung.

Il. Geltungsbereich

Die Gemeinde R&vershagen regelt mit dieser Allgemeinverfligung die Sondernutzung
offentlicher StralRen, Wege und Platze fur Wahlwerbung im Gebiet der Gemeinde
Roévershagen einschlieBlich der Ortsteile Behnkenhagen, Niederhagen, Oberhagen, Purkshof
und Schwarzenpfost, soweit die Gemeinde hierflr als Stralenbaulasttragerin zustandig ist
oder die Nutzung entsprechender offentlicher Verkehrsflachen im Einvernehmen mit dem
zustandigen Strallenbaulasttrager erfolgen kann.

Die Regelungen dieser Allgemeinverfigung gelten fir Wahlwerbung im o&ffentlichen
Verkehrsraum. Privatrechtliche Nutzungen auf privaten Grundstlicken werden hiervon nicht
erfasst;  offentlich-rechtliche =~ Vorgaben, insbesondere  straBenverkehrsrechtliche
Anforderungen, bleiben unbertihrt.
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M.Winter
Kommentar
Bekanntmachung durch Veröffentlichung im Internet unter www.amt-rostocker-heide.de am 06.08.2026 (Link: Öffentliche Bekanntmachungen)


lll. Begriffsbestimmung Wahlkampfzeit

Die Wahlkampfzeit ist der Zeitraum von sechs Wochen vor der ersten Wahl bis zwei Wochen
nach der letzten Wahl und sie beginnt mit der amtlichen Festsetzung des Wahltermins und
endet am Wahltag mit der Schliefung der Wahllokale.

IV. Regelungsbereich
1. Lautsprecherwerbung

Abweichend von § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StralRenverkehrs-Ordnung (StVO) darf
Lautsprecherwerbung innerhalb einer Zeit von sechs Wochen unmittelbar vor dem Wahitag,
nicht jedoch am Wahltag selbst, unter Beachtung folgender Nebenbestimmungen durchgefiihrt
werden:

- Die Lautsprecherwerbung darf nicht zur Gefahrdung des StralBenverkehrs flihren; sie
hat insbesondere auf verkehrsreichen Stralen, in uniibersichtlichen Bereichen sowie
an Verkehrsknotenpunkten zu unterbleiben.

- Die Lautsprecherwerbung darf nur in der Zeit von 08:00 Uhr bis 22:00 Uhr durchgefiihrt
werden.

- An Sonn- und Feiertagen ist Lautsprecherwerbung verboten.

- In einem Umkreis von 200 Metern zu Wohngebieten hat die Lautsprecherwerbung
wahrend der Zeit von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr zu unterbleiben.

- In der Nahe von Kliniken, Alten- und Pflegeheimen, Kindertagesstéatten, Schulen und
ahnlichen Einrichtungen sowie in der Nahe von Kirchen wahrend Gottesdiensten ist
Lautsprecherwerbung verboten.

2. Plakatwerbung

a) Grundsatz der Wahlwerbeflachen und Ausschluss der Plakatierungen an
StraBenlaternen und Lichtmasten

Die Gemeinde Révershagen stellt zur Wahrung der Chancengleichheit und zur Vermeidung
einer UbermaRigen Inanspruchnahme des 6ffentlichen Raumes zentrale Wahlwerbeflachen in
Form von Bauzdunen oder vergleichbaren Tragersystemen bereit. Die Plakatwerbung ist
innerhalb einer Zeit von sechs Wochen unmittelbar vor dem Wahitag bis zwei Wochen nach
dem letzten Wahltag unter Beachtung der nachfolgenden Nebenbestimmungen zulassig.

Wahlplakate sind im &ffentlichen Verkehrsraum der Gemeinde Révershagen grundsatzlich und
ausschlieBlich an den in dieser Allgemeinverfiigung bestimmten zentralen
Wahlwerbestandorten anzubringen. Hierdurch wird den Wabhlvorschlagstragern in
angemessener Weise Wahlsichtwerbung ermdglicht und zugleich das Ortsbild geschiitzt.

Die Anbringung von Wahlwerbung an StralBenlaternen, Lichtmasten und sonstigen
gemeindeléndlichen Einrichtungen ist im gesamten Gemeindegebiet sowie in allen Ortsteilen
unzuldssig.
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b) Wahlwerbestandorte

Als Wahlwerbestandorte werden folgende Bereiche vorgesehen:

Bereich Standort
Gemeinde Rdvershagen Ortseingang B105 Rostocker Str. rechte
Seite beim Révershager Krug Bauminsel
Gemeinde Rdévershagen Ortseingang B105 Rostocker Str. linke Seite,

Ecke Graal-Muritzer-Str. und Kaufhaus
Martin Stolz GmbH

Gemeinde Rovershagen Ortseingang an der Landesstralle 221 rechte
Seite vor der Strale ,Am Eckteich”

c) Umfang, Zuweisung und Erlaubnis der Wahlwerbung an den Flachen

Jeder zugelassene Wahlvorschlagstrager darf an jedem bereitgestellten Bauzaunstandort
jeweils ein Wahlplakat anbringen. Die Plakate dirfen die GroRe DIN A1 (59,4 x 84,1 cm) bzw.
ein vergleichbares Format nicht Uberschreiten, sofern die Gemeinde im Einzelfall keine
abweichende GréRe zuldsst. Die zur Verfugung stehende Flache wird je Standort in gleich
groRe Segmente eingeteilt.

Die Zuweisung der zentralen Wahlwerbeflachen erfolgt grundséatzlich unter Beachtung des
verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Chancengleichheit der Parteien. Jeder zugelassene
Wahlvorschlagstrager erhélt zunachst ein angemessenes Grundkontingent an Werbeflache
von jeweils ein Plakat pro Wahlwerbungsstandort. Verbleibende zusatzliche Flachen werden
nach Eingang der Antréage vergeben. Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Flache
besteht nicht.

Der Antrag ist mindestens 14 Tage vor dem geplanten Aufstellen schriftlich beim zustéandigen
Ordnungsamt zu stellen.

Die Erlaubnis durch das zustédndige Ordnungsamt gilt nach MalRgabe der Verfahrensregelung
als erteilt, wenn bis 3 Tage vor dem geplanten Ausbringen der politischen Werbetrager und
Informationsstande kein Versagungsbescheid ergangen ist. Die Erlaubnis gilt nach MaRgabe
dieser Satzung als widerruflich erteilt.

d) Verbot der eigenméchtigen Plakatierung sowie Verkehrssicherheit und Anbringung

Eine eigenméachtige Plakatierung aulerhalb der zugewiesenen Flachen, insbesondere an
Laternen, Lichtmasten, Verkehrszeichen, Baumen, Gelandern, Briicken, Bushaltestellen,
Papierkdrben oder sonstigen 6ffentlichen Einrichtungen, ist unzuldssig.

Die Plakate sind standsicher und so anzubringen, dass keine Gefahrdung oder Behinderung
des StralBen-, FuRgénger- oder Radverkehrs entsteht. Sichtbehinderungen, durch z.B.
Uberstehende Plakate dirfen nicht entstehen.

Die Beschadigung von Straflenbestandteilen / Wahleinrichtungen oder 6ffentlichen
Einrichtungen, insbesondere durch Annageln, Anschrauben, Drahtbefestigungen oder
vergleichbare Befestigungsarten, ist unzulassig.

Die Wahlvorschlagstrager haben die von ihnen angebrachten Plakate regelméafig zu
kontrollieren. Beschadigte, verschmutzte, zerrissene, geléste oder umherliegende Plakate
sind unverziglich zu entfernen bzw. ordnungsgemaf zu befestigen.

Seite 3von 7



e) Entfernung nach der Wahl und Verantwortliche Ansprechperson

Die Wahlwerbung ist spatestens zwei Wochen nach dem letzten Wahltag vollstandig und
rickstandsfrei zu entfernen.

Jeder Wahlvorschlagstréger hat im Antrag auf Wahlplakatierung dem Amt Rostocker Heide
vor Beginn der Plakatierung eine verantwortliche Ansprechperson mit Namen, Anschrift,
Telefonnummer und E-Mail-Adresse zu benennen.

f) Schutz des Wahlraumes

Waéhrend der Wahlzeit sind in und an dem Gebéude, in dem sich der Wahlraum befindet, sowie
unmittelbar vor dem Zugang zum Gebaude jede Beeinflussung der Wahlberechtigten durch
Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten.

3. Werbung mit groRformatigen Plakaten

Das Aufstellen von Grof¥flachenplakatschildern ist ausschlieRlich wahrend der Wahlkampfzeit
zulassig. Dafur ist vor deren Aufstellung eine schriftliche Erlaubnis vom zustandigen
Ordnungsamt einzuholen.

Der Antrag ist mindestens 14 Tage vor dem geplanten Aufstellen schriftlich zu stellen.
Dem Antrag ist ein Lageplan beizufiigen, auf dem

- die Aufstellrichtung des GroRflachenplakatschildes (Ansichtsflaiche und Rickseite des
Plakates sind zu kennzeichnen)

- der genaue Standort des GrofRflachenplakates (Abstand zu den Fahrbahnkanten und ggf.
anderen markanten Punkten am Standort in Metern) eingetragen sind. Fur die Versagung der
Erlaubnis gilt § 11 sinngemafR.

Die Grol¥flachenplakate sind nur am Ortseingang B105 Rostocker Str. linke Seite, Ecke Graal-
Mdritzer-Str. und Kaufhaus Martin Stolz GmbH zulassig.

4. Informationsstidnde

Informationsstande im Sinne dieser Verfahrensregelung sind mobile Stande mit einer GroRRe
von max. 6 gm, die Berechtigte zum Zwecke der Information (ber politische Anldasse sowie
Wahlziele und Kandidaten aufstellen.

Eine Bearbeitungsfrist von mindestens 14 Tagen ist zu beachten.

5. VerstoR gegen Strafgesetze sowie verfassungsfeindliche Inhalte

Es wird untersagt, Wahlwerbung zu betreiben, die gegen Strafgesetze verstdt, insbesondere
beleidigende, verleumderische, volksverhetzende oder verfassungsfeindliche AuRerungen,
Abbildungen oder Symbole enthalt.
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Der |Inhalt der verwendeten Symbole und das Informationsmaterial dlrfen den
verfassungsrechtlichen Grundsatzen der Artikel 20 und 21 des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland nicht widersprechen.

Auf § 86 Strafgesetzbuch (StGB) — Verbreitung von Propagandamitteln verfassungsrechtlicher
Organisationen — und § 86 a StGB — Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen — wird hingewiesen.

6. Gebiihren der Kosten

Sondernutzungen 6ffentlicher StralBen, die ausschliefilich politischen Zwecken dienen, sind
gebuhrenfrei. Verwaltungsgebihren im Antragsverfahren werden nicht erhoben.

V. Androhung der Ersatzvornahme

Soweit Wahlwerbung im offentlichen Verkehrsraum ohne Einhaltung der in dieser
Allgemeinverfiigung enthaltenen Regelungen angebracht wird oder nicht, nicht vollstandig
oder nicht fristgerecht entfernt wird, wird hiermit die Ersatzvornahme angedroht.

Die Ersatzvornahme erfolgt auf Kosten des jeweiligen Wahlvorschlagstréagers. Fir die
Entfernung, Sicherstellung und Entsorgung wird ein Kostenbetrag in Héhe von 50,00 Euro je
Plakat angedroht. Rechtsgrundlage sind § 25 Abs. 1 Satz 2 StrWWG M-V in Verbindung mit den
§§ 86, 87 und 89 des Gesetzes Uber die &ffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-
Vorpommern (SOG M-V). Weitergehende Kosten bleiben vorbehalten.

VI. Widerruf

Diese Allgemeinverfiigung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit weiteren
Nebenbestimmungen versehen werden, insbesondere wenn dies aus Grinden der
Verkehrssicherheit, der &ffentlichen Sicherheit oder Ordnung, zur Wahrung des Ortsbildes
oder aufgrund gednderter tatsachlicher oder rechtlicher Verhaltnisse erforderlich wird.

VII. In-Kraft-Treten und Bekanntgabe

Diese Allgemeinverfligung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt gemaf §
41 Abs. 4 VWVfG M-V am Tag nach der ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.
Die Allgemeinverfigung und ihre Begriindung kénnen im Amt Rostocker Heide wahrend der
allgemeinen Offnungszeiten eingesehen werden.

Begriindung
Zu l. bis IV.

Sondernutzungserlaubnisse kdnnen nur im Rahmen der jeweiligen Zustandigkeit und fur die
entsprechenden 6ffentlichen Verkehrsflachen erteilt bzw. durch Allgemeinverfiigung geregelt
werden.
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Fur Straflenabschnitte, die nicht in der Baulast der Gemeinde Révershagen stehen, bleibt die
Zustandigkeit des jeweiligen Stralenbaulasttréagers unbertihrt.

Nach § 21a Abs. 1 LKWG M-V ist den Wahlvorschlagstragern, die nach den Vorschriften des
LKWG M-V an Wahlen teilnehmen, fiir den Zeitraum von sechs Wochen vor dem Wahitag in
angemessener Weise die Durchfihrung von Wahisichtwerbung in 6ffentlichen
Verkehrsraumen der Gemeinden zu ermdglichen.

Es ist aus demokratischen und verfassungsrechtlichen Griinden grundsatzlich hinzunehmen,
dass politische Parteien, Wahlergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber vor
Wahlen im offentlichen Raum fir sich und ihre Ziele werben. Dieser Anspruch folgt
insbesondere aus der Meinungsfreiheit, der Parteienfreiheit und dem Grundsatz der
Chancengleichheit der Wahlvorschlagstrager.

Der Anspruch auf Wahlwerbung besteht jedoch nicht schrankenlos. Die Gemeinde
Roévershagen ist berechtigt und verpflichtet, im Rahmen des Stralen- und
Sondernutzungsrechts die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, den Schutz 6ffentlicher
Einrichtungen, die geordnete Nutzung des 6ffentlichen Raumes sowie stadtebauliche und
ortsbildpragende Belange zu beriicksichtigen.

Als Gemeinde im Landkreis Rostock besteht ein besonderes Interesse an einem gepflegten,
geordneten und einheitlichen Ortsbild. Dies gilt in besonderem Male fir das allgemeine
Gemeindegebiet, die Ortseingénge, kulturell gepréagte Bereiche und die Ortsteile.

Mit der Einrichtung zentraler Wahlwerbeflachen in Form von Bauzaunen oder vergleichbaren
Tragersystemen wird den Wahlvorschlagstréagern weiterhin eine sichtbare, geordnete und
gleichberechtigte Wahlsichtwerbung ermdglicht. Die Standorte befinden sich an verkehrlich
wahrnehmbaren Punkten an einsehbaren Ortseingangen.

Interessierte Biirgerinnen und Biirger kénnen sich dort einen Uberblick iber die Wahlwerbung
verschaffen.

Die Beschrankung der Plakatierung an Laternen und Lichtmasten ist geeignet, erforderlich und
angemessen, um eine UbermaRige Inanspruchnahme und optische Uberfrachtung des
6ffentlichen Raumes zu verhindern. Mildere, gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich, da
bloRe Mengenbegrenzungen in der Vergangenheit nach den Erfahrungen der Stadt nicht
hinreichend eingehalten wurden.

Die Chancengleichheit der Wahlvorschlagstrager bleibt gewahrt, da jedem zugelassenen
Wahlvorschlagstrager an den zentralen Wahlwerbestandorten gleichwertige und gleich groRe
Werbeflachen zur Verfigung gestellt werden. Eine Bevorzugung einzelner Parteien,
Wahlergruppen oder Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber findet nicht statt.

Die Benennung einer verantwortlichen Ansprechperson ist erforderlich, um bei beschadigten,
gelosten oder ordnungswidrig angebrachten Plakaten eine unverzigliche Kontaktaufnahme
und Beseitigung zu ermdglichen. Dies dient der Verkehrssicherheit und der geordneten
Verwaltung des &ffentlichen Raumes.

Zu V. Androhung der Ersatzvornahme

Die Androhung der Ersatzvornahme ist erforderlich und verhaltnismaRig, um eine effektive
Durchsetzung der Regelungen dieser Allgemeinverfigung sicherzustellen. Eine
ordnungswidrige oder nicht fristgerecht entfernte Wahlwerbung kann die Verkehrssicherheit,
das Ortsbild sowie die geordnete Nutzung 6ffentlicher Verkehrsflachen beeintrachtigen. Die
Hoéhe von 50,00 Euro je Plakat ist angemessen und dient der Deckung des Verwaltungs-,
Personal- und Entsorgungsaufwandes.
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Zu V1. Widerruf

Der Widerrufsvorbehalt ist erforderlich, um auf geanderte tatsédchliche oder rechtliche
Umstande, unvorhergesehene Gefahrenlagen oder sonstige Beeintrachtigungen offentlicher
Belange reagieren zu kdnnen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfligung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch beim Amt Rostocker Heide, Eichenallee 20a, 18182 Gelbensande, erhoben
werden.

Adresse:

Amt Rostocker Heide
Der Amtsvorsteher
Eichenallee 20a
18182 Gelbensande

Révershagen, den
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